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B9-0309/2023

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Beitritt zum Schengen-Raum
(2023/2668(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Petition Nr. 0004/2023 und die Petition Nr. 1033/2015 sowie die 
entsprechende Erörterung im Petitionsausschuss vom 22. März 2023,

– gestützt auf das Protokoll Nr. 19 zum Vertrag über die Europäische Union (EUV) und 
zum Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) über den in den 
Rahmen der Europäischen Union einbezogenen Schengen-Besitzstand 
(11997D/PRO/02),

– gestützt auf Artikel 67 Absätze 1 und 2 AEUV, wonach die Union einen Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts bildet und sicherstellt, „dass Personen an den 
Binnengrenzen nicht kontrolliert werden“,

– gestützt auf Artikel 2 EUV, in dem als die Werte, auf die sich die Union gründet, die 
Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und 
die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die 
Minderheiten angehören, festgelegt sind,

– gestützt auf Artikel 20 und Artikel 21 Absatz 1 AEUV, wonach jeder Unionsbürger das 
Recht hat, sich im Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten,

– gestützt auf Artikel 18 AEUV, wonach jede Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten ist,

– gestützt auf Artikel 4 Absatz 3 sowie Artikel 13 Absätze 1 und 2 EUV, die die 
Verpflichtung der Organe der Union betreffen, loyal zusammenzuarbeiten,

– unter Hinweis auf Artikel 4 Absatz 2 der Akte vom 21. Juni 2005 über die Bedingungen 
des Beitritts der Republik Bulgarien und Rumäniens und die Anpassungen der Verträge, 
auf denen die Europäische Union beruht1,

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union und 
insbesondere auf Artikel 45, wonach die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger das 
Recht haben, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten,

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt vom 8. Juni 2011 zu dem Entwurf eines 
Beschlusses des Rates über die vollständige Anwendung der Bestimmungen des 
Schengen-Besitzstands in der Republik Bulgarien und Rumänien2,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates (Justiz und Inneres) vom 9. und 

1 ABl. L 157 vom 21.6.2005, S. 203.
2 ABl. C 380 E vom 11.12.2012, S. 160.
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10. Juni 2011, 22. und 23. September 2011, 25. und 26. Oktober 2012, 7. und 8. März 
2013, 5. und 6. Dezember 2013 sowie 8. und 9. Dezember 2022,

– unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2017/1908 des Rates vom 12. Oktober 2017 über 
das Inkraftsetzen einiger Bestimmungen des Schengen-Besitzstands über das Visa-
Informationssystem in der Republik Bulgarien und in Rumänien3,

– unter Hinweis auf den Beschluss (EU) 2018/934 des Rates vom 25. Juni 2018 über das 
Inkraftsetzen der übrigen Bestimmungen des Schengen-Besitzstands über das 
Schengener Informationssystem in der Republik Bulgarien und in Rumänien4,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 24. Mai 2022 mit dem Titel 
„Schengen-Statusbericht 2022“ (COM(2022)0301) und die Mitteilung der Kommission 
vom 16. Mai 2023 mit dem Titel „Schengen-Statusbericht 2023“ (COM(2023)0274), in 
der die „Vollendung des Schengen-Raums mit einem vor Ende des Jahres 2023 zu 
fassenden Ratsbeschluss über die vollständige Anwendung des Schengen-Besitzstandes 
auf Bulgarien und Rumänien“ gefordert wird,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 16. November 2022 mit dem 
Titel „Schengen durch vollständige Einbeziehung Bulgariens, Kroatiens und Rumäniens 
in den Raum ohne Binnengrenzen-Kontrollen stärken“ (COM(2022)0636), 
einschließlich des Berichts über die Informationsreise auf freiwilliger Basis nach 
Rumänien und Bulgarien betreffend die Anwendung des Schengen-Besitzstands und 
dessen Weiterentwicklung seit 20115, der zusammen mit der Mitteilung veröffentlicht 
wurde,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/922 des Rates vom 9. Juni 2022 über die 
Einführung und Anwendung eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus für 
die Überprüfung der Anwendung des Schengen-Besitzstands und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 1053/20136,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11. Dezember 2018 zur vollständigen 
Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in Bulgarien und in 
Rumänien: Abschaffung der Binnengrenzkontrollen an den Land-, See- und 
Luftgrenzen7,

– unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 13. Oktober 2011 und 18. Oktober 2022 
zum Beitritt von Rumänien und Bulgarien zum Schengen-Raum8,

– unter Hinweis auf den Bericht vom 23. November 2022 über die ergänzende 
Informationsreise auf freiwilliger Basis nach Rumänien und Bulgarien betreffend die 
Anwendung des Schengen-Besitzstands und dessen Weiterentwicklung seit 2011, der 

3 ABl. L 269 vom 19.10.2017, S. 39.
4 ABl. L 165 vom 2.7.2018, S. 37.
5 https://home-affairs.ec.europa.eu/system/files/2022-11/Bulgaria%20and%20Romania%20fact-
finding%20mission%20report_en.pdf
6 ABl. L 160 vom 15.6.2022, S. 1.
7 ABl. C 388 vom 13.11.2020, S. 18.
8 ABl. C 94 E vom 3.4.2013, S. 13, und ABl. C 149 vom 28.4.2023, S. 11.

https://home-affairs.ec.europa.eu/system/files/2022-11/Bulgaria%20and%20Romania%20fact-finding%20mission%20report_en.pdf
https://home-affairs.ec.europa.eu/system/files/2022-11/Bulgaria%20and%20Romania%20fact-finding%20mission%20report_en.pdf
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dem Europäischen Parlament im Dezember 2022 übermittelt wurde,

– unter Hinweis auf die Erläuterung des Standpunkts Österreichs vom 9. Dezember 2022, 
die vom Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten der 
Republik Österreich herausgegeben wurde,

– gestützt auf Artikel 227 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass der Schengen-Raum eine der Säulen des europäischen Projekts 
ist und ihm im Rahmen der Unionsbürgerschaft wesentliche Bedeutung zukommt und er 
das Fundament der Europäischen Union und des Binnenmarkts insgesamt bilden soll; in 
der Erwägung, dass der Schengen-Raum die symbolträchtigste Errungenschaft des 
europäischen Aufbauwerks sowie eine greifbare Ausprägung der europäischen 
Lebensweise ist und durch ihn die Wirtschaft angekurbelt wird und die Europäer über 
die Binnengrenzen hinweg vereint werden;

B. in der Erwägung, dass Rumänien und Bulgarien seit über einem Jahrzehnt nicht in den 
Genuss aller Vorteile des Schengen-Raums kommen, weil sie immer noch keine 
Vollmitglieder sind, obwohl sie alle im Schengen-Besitzstand festgelegten 
Verpflichtungen erfüllen;

C. in der Erwägung, dass jeden Tag etwa 3,5 Millionen Menschen die Binnengrenzen 
überschreiten, um zu arbeiten, zu studieren oder Familie und Freunde zu besuchen, und 
fast 1,7 Millionen Menschen in einem Schengen-Land wohnen und in einem anderen 
Schengen-Land arbeiten; in der Erwägung, dass die Europäer jährlich schätzungsweise 
1,25 Milliarden Reisen innerhalb des Schengen-Raums unternehmen, wodurch für den 
Tourismus und die Kulturbranche erhebliche Vorteile entstehen9;

D. in der Erwägung, dass der Umstand, dass Rumänien und Bulgarien nicht dem 
Schengen-Raum beigetreten sind, eine große gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Belastung für die Unternehmen und die Bevölkerung der beiden Länder bedeutet; in der 
Erwägung, dass Rumänien eine Bevölkerung von mehr als 19 Millionen und Bulgarien 
eine Bevölkerung von fast sieben Millionen Menschen hat, zu denen noch die 
jeweiligen Diasporas hinzugerechnet werden sollten, also die in anderen Mitgliedstaaten 
lebenden Unionsbürger, die in der Regel in derselben Weise belastet sind;

E. in der Erwägung, dass alle Bürgerinnen und Bürger Bulgariens und Rumäniens 
gegenüber den Menschen aus den Schengen-Ländern diskriminiert werden, weil sie mit 
Verzögerungen, übermäßigem bürokratischen Aufwand und zusätzlichen Kosten 
konfrontiert sind, wenn sie ins Ausland reisen oder im Ausland Geschäfte tätigen; in der 
Erwägung, dass das Veto gegen den Beitritt Rumäniens und Bulgariens zum Schengen-
Raum zu einer antieuropäischen Stimmung in diesen Ländern führen kann, was 
wiederum mit einem schwindenden Vertrauen in das Projekt EU und ihre Organe 
einhergehen könnte; in der Erwägung, dass durch die Identitätsfeststellung die Kosten 
für den Warenhandel an jeder Schengen-Grenze um ca. 0,4 % bis 0,9 % des 
Handelswerts steigen, während beim Dienstleistungshandel noch höhere Kosten 
anfallen; in der Erwägung, dass sich die Handelskosten für den gesamten Schengen-

9 ABl. C 99 vom 1.3.2022, S. 158.
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Raum auf 6,5 Mrd. bis 13 Mrd. EUR jährlich belaufen;

F. in der Erwägung, dass der Rat auf seiner Tagung vom 8. Dezember 2022 den Beschluss 
über die vollständige Anwendung des Schengen-Besitzstands in Rumänien und 
Bulgarien nicht unterstützte, und zwar trotz der positiven Bewertung durch die 
Kommission, die hervorgehoben hatte, dass Rumänien und Bulgarien weiterhin alle 
Kriterien für den vollständigen Beitritt zum Schengen-Raum erfüllen;

G. in der Erwägung, dass die in der am 9. Dezember 2022 veröffentlichten offiziellen 
Motivation Österreichs für das Abstimmungsverhalten10 verwendeten Argumente nicht 
mit den für Rumäniens Beitritt zum Schengen-Raum festgelegten Voraussetzungen in 
Zusammenhang stehen, die in Artikel 4 Absatz 2 der Akte von 2005 über den Beitritt 
der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union genannt werden;

H. in der Erwägung, dass Rumänien und Bulgarien das Schengen-Evaluierungsverfahren 
gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Akte von 2005 über den Beitritt der Republik Bulgarien 
und Rumäniens zur Europäischen Union erfolgreich abgeschlossen haben; in der 
Erwägung, dass die Sachverständigen der Gruppe „Schengen-Bewertung“ (SCH-
EVAL) und der Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 9. und 10. Juni 2011 bestätigt 
haben, dass beide Länder bereit sind, alle Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
umzusetzen; in der Erwägung, dass der Rat am 8. Juli 2011 feststellte, dass die beiden 
Länder die für die Anwendung des Schengen-Besitzstands notwendigen Bedingungen in 
allen Bereichen erfüllen; in der Erwägung, dass die uneingeschränkte Beteiligung am 
Schengen-Raum, sobald alle vereinbarten Bedingungen überprüft und erfüllt wurden, 
kein Privileg, sondern vielmehr ein in den EU-Verträgen verankertes Recht ist;

I. in der Erwägung, dass bei den Informationsreisen auf freiwilliger Basis vom Oktober 
und November 2022 festgestellt wurde, dass Bulgarien und Rumänien den Schengen-
Besitzstand und die Schengen-Instrumente seit 2011 kontinuierlich und umfassend 
umsetzen und daher einen wertvollen Beitrag zum ordnungsgemäßen Funktionieren des 
Schengen-Raums leisten;

J in der Erwägung, dass die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache 
(Frontex) eindeutig erklärt hat, dass Rumänien und Bulgarien ausgehend von den 
statistischen Daten keine Migrationsroute in den übrigen Schengen-Raum sind; in der 
Erwägung, dass alle Mitgliedstaaten, die dem Schengen-Raum angehören, verpflichtet 
sind, den Schengen-Besitzstand, auch in Bezug auf die Grundrechte gemäß Artikel 4 
des Schengener Grenzkodexes11, einzuhalten;

K. in der Erwägung, dass Rumänien der Kommission zufolge den Zustrom der mehr als 
4,5 Millionen ukrainischen Flüchtlinge12, die seit dem Beginn des rechtswidrigen 
Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine ins Land gekommen sind, im Einklang mit 

10 Am 9. Dezember 2022 vom Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten der 
Republik Österreich herausgegebenes amtliches Dokument, das der Petition Nr. 0004/2023 zum Beitritt 
Rumäniens zum Schengen-Raum als Anlage 2 beigefügt wurde.
11 Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über einen 
Unionskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. L 77 vom 
23.3.2016, S. 1).
12 Rumänische Grenzpolizei: https://www.cotidianul.ro/cati-ucraineni-au-intrat-in-tara-noastra/ 
https://www.politiadefrontiera.ro/ro/main/i-traficul-la-frontiera-in-data-de-13-iunie-2023-33710.html

https://www.cotidianul.ro/cati-ucraineni-au-intrat-in-tara-noastra/
https://www.politiadefrontiera.ro/ro/main/i-traficul-la-frontiera-in-data-de-13-iunie-2023-33710.html
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den Schengen-Standards effizient bewältigt hat;

L. in der Erwägung, dass die Kommission und das Europäische Parlament den Rat 
aufgefordert haben, unverzüglich alle notwendigen Beschlüsse zu fassen, damit 
Bulgarien und Rumänien Vollmitglieder des Schengen-Raums werden;

M. in der Erwägung, dass aufgrund der verstärkten Verschmutzung durch die Tausenden 
Fahrzeuge, die jeden Tag stundenlang oder sogar tagelang in der Schlange darauf 
warten, die Grenze zwischen Ungarn und Rumänien, Rumänien und Bulgarien sowie 
Bulgarien und Griechenland zu überqueren, die Umwelt wie auch die Gesundheit der 
Fahrer, des Zollpersonals und der in den Grenzgebieten lebenden Menschen gefährdet 
sind; in der Erwägung, dass evidenzbasierten Informationen13 zufolge jährlich 46 000 
Tonnen CO2 freigesetzt werden, weil die Kontrollen an den Binnengrenzen für 
Rumänien und Bulgarien nicht aufgehoben werden;

N. in der Erwägung, dass die Wartezeit für Lkw beim Grenzübertritt zwischen Schengen-
Ländern im Jahr 2021 zwischen zehn und 30 Minuten betrug und für viele Übertritte 
überhaupt keine Wartezeit gemeldet wurde, während die Wartezeiten an den 
Grenzübergangsstellen im Fall von Ländern, die dem Schengen-Raum nicht angehören, 
von Stunden bis hin zu Tagen reichen können14; in der Erwägung, dass die Lkw-
Schlangen an den Grenzen im Westen Rumäniens im Jahr 2022 mehr als 25 km lang 
waren15; in der Erwägung, dass diese langen Schlangen, in denen tagelang gewartet 
wird, extrem negative Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen der Lkw-Fahrer und 
die Umwelt haben;

O. in der Erwägung, dass Rumänien und Bulgarien in den letzten elf Jahren erhebliche 
finanzielle Verluste verzeichneten, obwohl sie alle notwendigen Kriterien für den 
Beitritt zum Schengen-Raum erfüllen, und gleichzeitig nicht in den Genuss der 
entsprechenden Rechte kamen;

1. bekräftigt im Einklang mit seinem langjährigen, in seinen früheren Entschließungen 
über den Beitritt Rumäniens und Bulgariens zum Schengen-Raum dargelegten 
Standpunkt seine entschiedene Unterstützung der Erweiterung des Schengen-Raums auf 
Rumänien und Bulgarien, da diese Länder bereits nachgewiesen haben, dass sie die 
notwendigen Kriterien erfüllen, den Schengen-Verpflichtungen ordnungsgemäß 
nachkommen und bereits einen positiven Beitrag zum Schengen-Raum leisten;

2. bringt sein tiefes Bedauern über das Ergebnis der Beratungen des Rates vom 
8. Dezember 2022 zum Ausdruck, das bedeutete, dass Rumänien und Bulgarien der 
Beitritt zum Schengen-Raum verwehrt wurde, ohne dass dafür eine rechtliche 
Begründung im Zusammenhang mit den Beitrittskriterien vorgelegt wurde; ist der 
Auffassung, dass dieses Ergebnis eher durch einzelstaatliche innenpolitische 

13 Mitteilung der Kommission vom 16. Mai 2023 mit dem Titel „Schengen-Statusbericht 2023“ 
(COM(2023)0274).
14 https://www.euronews.com/my-europe/2021/03/26/a-decade-after-talks-began-is-romania-any-closer-to-
joining-schengen
15 Pressemitteilung der nationalen Gewerkschaft der Güterkraftverkehrsunternehmer, abrufbar unter: 
https://www.untrr.ro/en/press-release-untrr-requests-priority-for-romania-s-entry-into-the-schengen-area-and-
the-right-of-free-movement-in-the-eu-for-romanian-road-carriers-and-passengers-without-blockages-for-trucks-
and-coaches-at-the-eu-borders.html

https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:759db39c-f3db-11ed-a05c-01aa75ed71a1.0020.02/DOC_1&format=PDF
https://www.euronews.com/my-europe/2021/03/26/a-decade-after-talks-began-is-romania-any-closer-to-joining-schengen
https://www.euronews.com/my-europe/2021/03/26/a-decade-after-talks-began-is-romania-any-closer-to-joining-schengen
https://www.untrr.ro/en/press-release-untrr-requests-priority-for-romania-s-entry-into-the-schengen-area-and-the-right-of-free-movement-in-the-eu-for-romanian-road-carriers-and-passengers-without-blockages-for-trucks-and-coaches-at-the-eu-borders.html
https://www.untrr.ro/en/press-release-untrr-requests-priority-for-romania-s-entry-into-the-schengen-area-and-the-right-of-free-movement-in-the-eu-for-romanian-road-carriers-and-passengers-without-blockages-for-trucks-and-coaches-at-the-eu-borders.html
https://www.untrr.ro/en/press-release-untrr-requests-priority-for-romania-s-entry-into-the-schengen-area-and-the-right-of-free-movement-in-the-eu-for-romanian-road-carriers-and-passengers-without-blockages-for-trucks-and-coaches-at-the-eu-borders.html
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Kampagnen als durch die tatsächlichen Beitrittskriterien motiviert war;

3. stellt mit großer Besorgnis fest, dass sich die rumänischen und bulgarischen 
Bürgerinnen und Bürger aufgrund dieses Ergebnisses diskriminiert fühlen, und fordert 
die Kommission auf, in Erwägung zu ziehen, zu prüfen, ob möglicherweise Verstöße 
gegen den Vertrag über die Europäische Union vorliegen; stellt ferner fest, dass 
Kroatiens Beitritt zum Schengen-Raum gebilligt wurde, der Beitritt von Rumänien und 
Bulgarien jedoch nicht; weist besorgt darauf hin, dass die Ablehnung der Erweiterung 
des Schengen-Raums auf Rumänien und Bulgarien verheerende Auswirkungen auf die 
öffentliche Unterstützung für die Union hatte;

4. fordert den Rat nachdrücklich auf, seinen Verpflichtungen zur loyalen Zusammenarbeit 
gemäß Artikel 13 EUV in seiner Beziehung zur Kommission und zum Europäischen 
Parlament nachzukommen, und erklärt, in Bezug auf den Beitritt Rumäniens und 
Bulgariens zum Schengen-Raum in gutem Glauben zu handeln; ist der Auffassung, dass 
die Ablehnung der Aufnahme Rumäniens und Bulgariens in den Schengen-Raum zur 
Folge hat, dass in Bezug auf das Recht auf Würde des Menschen (Artikel 1), auf 
Freiheit und Sicherheit (Artikel 6), auf Gleichheit vor dem Gesetz (Artikel 20), auf 
Umweltschutz (Artikel 37) sowie auf Freizügigkeit (Artikel 45) gegen die Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union verstoßen wird;

5. fordert den Rat auf, Artikel 4 Absatz 2 der Akte von 2005 über den Beitritt der Republik 
Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union zu achten und unverzüglich und 
spätestens Ende 2023 ausschließlich auf der Grundlage der Erfüllung der Schengen-
Kriterien durch die beiden Länder für ihren Beitritt und ihre vollständige Anwendung 
des Schengen-Besitzstands zu stimmen;

6 fordert den Rat auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass die Kollateralschäden und 
irreparablen Schäden, zum Beispiel infolge des Anstiegs der CO2-Emissionen, die jedes 
Jahr von den Millionen von Fahrzeugen, die stundenlang auf die Grenzkontrollen 
warten, verursacht werden, in einem krassen Gegensatz zu den Klimaneutralitätszielen 
der Union stehen;

7. bedauert und weist tief besorgt darauf hin, dass der ablehnende Beschluss über die 
Schengen-Mitgliedschaft von Rumänien und Bulgarien in EU-feindlicher Propaganda, 
einschließlich russischer Propaganda, zum Nachteil der außenpolitischen Ziele der EU 
instrumentalisiert wird; betont, dass durch diesen Beschluss, der nicht auf rechtlich 
soliden und anwendbaren Kriterien beruht, die Fähigkeit der Union beeinträchtigt wird, 
ihre Werte und eine verantwortungsvolle Staatsführung in Drittländern, einschließlich 
der Beitrittsländer, zu fördern;

8. fordert die Kommission auf, abzuschätzen, welche finanziellen Verluste, entgangenen 
Gewinne und Umweltschäden seit 2011 für Rumänien und Bulgarien sowie für die 
Union insgesamt dadurch verursacht wurden, dass Rumänien und Bulgarien keine 
Schengen-Mitglieder sind; ist der Auffassung, dass die Kommission mögliche 
Mechanismen prüfen sollte, um Bulgarien und Rumänien für die finanziellen Verluste 
zu entschädigen, die ihnen ab Juni 2011 durch die negative und ungerechtfertigte 
Ablehnung der Mitgliedschaft im Schengen-Raum entstanden sind;

9 hebt hervor, dass der Beitritt Rumäniens und Bulgariens zum Schengen-Raum von 
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wesentlicher Bedeutung ist, da die Union durch einen erweiterten Schengen-Raum ohne 
Kontrollen an den Binnengrenzen stärker wird;

10. fordert alle Mitgliedstaaten auf, ihrer Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit mit 
Rumänien und Bulgarien im Hinblick auf den Beitritt dieser beiden Mitgliedstaaten zum 
Schengen-Raum gemäß Artikel 4 Absatz 3 EUV nachzukommen; weist darauf hin, dass 
kein Mitgliedstaat die Rechte anderer Mitgliedstaaten, einschließlich des rechtmäßigen 
Beitritts zum Schengen-Raum bei Erfüllung der Kriterien, willkürlich verletzten sollte;

11. fordert die Kommission mit Nachdruck auf, alle in Betracht kommenden Verfahren zu 
prüfen, um das Recht der rumänischen und bulgarischen Bürgerinnen und Bürger auf 
Freizügigkeit zu schützen;

12. hebt hervor, dass die derzeitigen und potenzielle künftige Maßnahmen dem Gerichtshof 
der Europäischen Union zur Prüfung vorgelegt werden müssen;

13. fordert den spanischen Ratsvorsitz auf, diesem Thema hohe Priorität einzuräumen und 
für 2023 eine Abstimmung in dieser Angelegenheit anzusetzen; fordert den Rat auf, 
Maßnahmen zu treffen, um den Missbrauch des Vetorechts zu verhindern;

14. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat und den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


